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Was sagt der neue „Truppenvertr ag“?
Mitteldeutschland — Militärstützpunkt gegen Ost und West

D ie SE D -R egien ing hat in der vergangenen Woche einen 
V ertrag  über die „ze itw e ilige  Stationierung sowjetischer S ireit- 

"ä fte in  der D D R “ unterzeichnet. Seither steht dieser soge- 
nnte »Truppenvertrag“ im  M ittelpunkt fachmännischer D is- 

Kussionen. Seine Klauseln sind eine infam e Mischung aus 
Besatzungsreeht und Souveränitiits-Heuclieiei. D er ganze V er­
trag  ist eine Drohung nach innen —  gegen  mögliche Volks- 
aufstände —  und nach außen, gegen den W esten und —  Po len !
N icht ohne Grund wurde der Vertrag zu einem Zeitpunkt ab­
geschlossen, zu dem sich Po len  um Kontakte m it dem W esten 
bemüht. D ie Sow jettruppen in  der Zone stehen Gewehr bei 
Fu ß : Gegen den W esten und m it Schußfeld ins eigene L a ge r !

Erinnern w ir  uns: Eine der 
ersten Forderungen des poln i­
schen Volkes an Gomulka w ar 
der Abschluß eines Truppenver­
trages m it den Sow jets auf der 
Basis nationaler Unabhängig­
keit. Gomulka schloß einen V er­
trag  ab, der m it jenem  der 
Sowjetzone in keinem Atem zug • 
zu nennen ist. Daß er nicht 
noch günstiger ausgefallen ist, 
la g  an der unglücklichen Situ­
ation Polens, das seine Ost­
geb iete an die Sow jets verlor 
und im  H inblick auf die annek­
tierten deutschen Gebiete auch 
sowjetische Garantien in H in ­
terhand wissen w ill. A ls die So­
w jets  ze itw e ilig  aus Ungarn 
ab rücken mußten —  w ir  w issen 
heute, daß es ein Scheinmanöver 

—  wurde auch h ier die 
. -.ge eines neuen Truppenver­
trages aufgewrorfen. D ie  R eg ie ­
rung Kadar vermochte ihn hin­
auszuzögern, aber eines steht 
fe s t: N icht einmal K adar dürfte 
heute einen derartigen V ertrag  
unterzeichnen w ie  U lbricht und 
sein Po litbüro ! Denn —  wras 
sagt der neue sowjetzonale 
Truppenvertrag ?

A u f  u n b e g r e n z t e  Z e i t
E r  gestattet der Sowjetarmee 

die unbegrenzte Nutzung so­
w jetzonalen Territorium s fü r 
m ilitärische und strategische 
Zwecke auf unbegrenzte Zeit. 
In  A rtikel 1 heißt es, die Sou­
veränität der „D D R “ werde da­
durch nicht beeinträchtigt, da

sich die Sbwjettruppen nicht in 
die inneren Angelegenheiten und 
„in  das gesellschaftspolitische 
Leben “ des Landes einmischen 
werden. Demgegenüber sagt 
A rtike l 18: „Im  Fa lle  der Be­
drohung der Sicherheit der so­
wjetischen Streitkräfte, die auf 
dem Territorium  der D D R  sta­
tion iert sind, kann das Ober­
kommando der sowjetischen 
Streitkräfte bei entsprechender 
Konsultation der Regierung der 
D D R  . . . Maßnahmen zur B e­
seitigung einer derartigen Be­
drohung treffen". Das heiß t: 
A rtike l 1 w ird  durch A rtike l ]8  
■wieder aufgehoben, denn im 
F a lle  der geringsten Änderung 
der politischen L a ge  im Innern, 
und sei es durch einen V er­
kehrsstreik, is t „d ie Sicherheit 
der sowjetischen Streitkräfte 
bedroht“ . In . Po len  haben B e­
amte der Geheimpolizei wäh­
rend diszip lin ierter Demonstra­
tionen der Bevölkerung Steine 
in  sowjetische Amtsgehäude ge ­
worfen, um Sowjetpanzer zum 
E ingre ifen  zu zwingen. W ürde 
es in der Zone anders sein?

K e i n e  R e c h t s g r u n d l a g e
Die Rechtsklauseln dieses 

Truppenvertrages sind ein M ei­
sterstück kommunistischen Ad- 
vokatentums. D ie Sow jetsolda­
ten unterstehen, wenn sie stra f­
bare Handlungen gegen Deut­
sche begehen, deutscher Ge­
richtsbarkeit. A ber a lle Ausnah­

men w erden  „w ohlwollend be­
rücksichtigt“ . K e in  sowjetzona­
les Gericht würde einen So- 
w jetsoldaten auch nur als T a t­
zeugen zu laden wagen, keine 
Justizinstanz der Zone würde 
auf die Bestrafung eines So­
w jetsoldaten nach deutschem 
Recht durch ein M ilitärgericht 
dringen.^

A lle  Klauseln, die die Zustim­
mung der Zonenregierung fü r 
die A n lage m ilitärischer Ob­
jekte, F lugplätze, Befestigun­
gen usw. durch Sowjettruppen 
betreffen, sind rein form aler 
Natur. D ie  Sow jets sind in der 
Zone eine nunmehr vertraglich  
akkreditierte Besatzungsmacht, 
die „a lle  Maßnahmen“ treffen 
und ergreifen  kann, die sie „fü r 
den Schutz ihrer Interessen“ als 
erforderlich  ansieht. Es g ib t 
auch keine Klausel, die die 
Stärke und die strukturelle 
Verteilung der Sow jettruppen 
in Mitteldeutschland regelt. D ie  
Bezahlung öffentlicher D ienst­
leistungen w ird  durch unbe­
kannte Sonderabkommen ge­
regelt, es g ib t keinen Passus, 
aus dem man ersieht, w iew eit 
die Besatzung ernährungsmäßig 
vom kargen Tisch der Zone m it­
verpflegt werden muß. Es g ib t 
keine K lärung in der F rage  der 
sowjetischen Truppenführungs­
offiziere in den Reihen der „N a ­
tionalen Volksarm ee“ , keine E r­
wähnung des immerhin w ichti­
gen Warschauer M ilitärabkom - 
rnens und den diesbezüglichen 
Status der in  der Zone statio­
nierten Sowjettruppen.

So gesehen, hätten sich beide 
T e ile  einen „Truppenvertrag" 
sparen können. Oder denken die 
Russen w eiter?  A n  eine Ent­
w icklung der gesamtdeutschen 
Situation, angesichts deren es 
besser ist, m it einem noch ex i­
stierenden U lbricht-Regim e b il­
lig e  V erträge abzuschließen?.



Für und wider 
den Gemeinsamen 

Markt
Von besonderer Seite w ird  

uns geschrieben:

Der V ertrag  über den Ge­
meinsamen Markt ist fertig . 
Am  25. März soll die . Unter­
zeichnung in Rom stattfinden. 
Auch soll es in der Bundes­
republik dabei bleiben, daß die 
Ratifizierung noch in dieser L e ­
gislaturperiode erfolgt. F ra g ­
lich ist aber, ob auch die an­
deren Parlam ente sich ebenso 
beeilen werden. D ie W ider­
stände in Frankreich* sind nach 
w ir  vor nicht gering, und 
neuerdings mehren sich die E in­
wände in Belgien  und Holland. 
Deshalb muß man abwarten, 
ob es, w ie in Aussicht genom­
men. möglich sein w ird , den 
Gemeinsamen Markt am 1. Ja­
nuar nächsten Jahres in K ra ft 
zu setzen.

Die Hauptbedenken gegen den 
Gemeinsamen Markt sind in 
allen Ländern nahezu die g le i­
chen. Jedes Land macht seine 
eigene nationale Rechnung auf. 
Dabei herrscht weitgehende 
Übereinstimmung, daß Frank­
reich zumindest in der nächsten 
Zeit die meisten V orteile  ein­
heimst. Frankreichs W irtschaft' 
ist durch den überbewerteten 
Franc gegenüber ungehemmter 
ausländischer Konkurrenz im 
eigenen Lande sehr schwach. 
Es erhebt sich die Frage, ob 
und w ie die französische W ir t­
schaft diese Konkurrenz ertra­
gen soll. Sie kann es, zumin­
dest in der Anfangszeit, nur, 
wenn ihr gewisse Schutzklau­
seln eingeräumt werden. Die 
Regierungschefs haben sich zu 
diesem Entgegenkommen ent­
schlossen, w eil sie d ie po liti­
schen Gesichtspunkte als zw in­
gend ansehen. Die w irtschaft­
lichen Einwände sind durch 
diese Entscheidung natürlich 
nicht w iderlegt.

Ähnliches g ilt  fü r die über­
seeischen Gebiete. Falsch ist 
freilich die Annahme, daß allein 
die Bundesrepublik zugunsten 
Frankreichs zahlen muß. Frank­
reich erhält aus dem Investiti­
onsfonds zwar den größten An­

teil, w eil seine überseeischen 
Gebiete m it Abstand die größ­
ten sind; aber auch Belgien 
und Holland zahlen in  den 
Fonds mehr hinein, als sie her­
ausbekommen, Luxem burg zahlt 
je  Einwohner genausoviel w ie 
die Bundesrepublik.

D ie französische Gegenrech­
nung sieht anders aus. Offen­
sichtlich leben vie le Franzosen 
unter dem Alpdruck, daß ihre 
W irtschaft im  Gemeinsamen 
M arkt gegen die ausländische, 
insbesondere gegen die deutsche 
Konkurrenz immer mühseliger 
w ird  ankämpfen müssen. Nach 
dem Urteil der derzeitigen Op­
position in Frankreich findet 
überhaupt ein regelrechter Aus­
verkauf der französischen W ir t­
schaft zugunsten der übrigen 
Länder, w iederum : in erster
L in ie  Deutschlands, statt. Vor 
allem aber reißen sieh die F ran­
zosen nur schwer den Gedan­
ken vom Herzen, daß ihre 
überseeischen Gebiete den übri­
gen Ländern (und w ieder den­
ken sie dabei in erster L in ie  an 
die Deutschen) ohne jedes 
Hemmnis geöffnet werden. Der 
fre ie  Zugang zu diesen Märk­
ten und das fre ie  N iederlas­
sungsrecht in diesen Gebieten 
ist in französischen Augen ein 
Opfer von geradezu ungeheuer­
lichem Ausmaß.

E in  anderer umstrittener 
Punkt sind die Außenzölle. D ie 
deutschen K ritik e r wenden ein, 
daß der Außenzolltarif des 
Marktes höher sein w ird  als die 
gegenwärtigen Zölle der Bun­
desrepublik; denn er w ird  aus 
dem arithmetischen M ittel er­
rechnet. Das sei das genaue 
Gegenteil der Zollpolitik , die 
bisher von der Bundesregierung 
ve rfo lg t worden ist. Dagegen 
w ird  freilich geltend gemacht, 
daß die Zölle innerhalb des Ge­
meinsamen Marktes nach und 
nach gänzlich beseitigt werden, 
dazu die mengenmäßigen Be­
schränkungen, ferner, daß bei 
Zustandekommen der Freihan­
delszone die Zollfre iheit sich 
auch auf zahlreiche andere Län ­
der erstrecken w ird . Das Ge­
samtzollniveau der Bundesrepu­
b lik  w ird  demnach gew iß mehr 
und mehr zusammenschmelzen.

W en ig  stichhaltig ist das A r ­
gument der radikalen L ibera ­
len, die Errichtung der Zoll­
union bedeute eine Abkapselung

der sechs Länder gegenüber 
ih rer Umwelt. D ies stimmt in­
sofern nicht, als die Länder des 
Gemeinsamen Marktes bereit 
sind, mit anderen Ländern eine 
Freihandelszone zu errichten. 
Darüber hinaus aber w ird  der 
Außenzoiltarif als Durchschnitt 
aller gegenwärtigen Zölle die 
sechs Länder nicht mehr ab­
kapseln als bisher.

Der kritischste Punkt des 
Vertrages ist nach Auffassung 
seiner Gegner die W ährungs­
frage, w eil eigentlich vorher 
eine Abw ertung des französi­
schen Franc hätte stattfind-•> 
müssen. Man ist besorgt, 
die Währungen der übrigen 
Länder in den Sog der fran­
zösischen Infiation hineingezo­
gen werden könnten. Der H o r­
ror vor einer W ährungsabwer­
tung ist naturgemäß in Frank­
reich groß. Sicher würden dies 
die Franzosen als ein ganz b e­
sonderes Opfer auf dem A lta r 
des Gemeinsamen Marktes be­
zeichnen, während die anderen 
sagen würden, sie hätten die 
französischen Finanzen saniert.

Diese Problem atik w ar auch 
in  Brüssel gegenw ärtig . Darum 
hat man versucht, alle denk­
baren Sicherungen einzubauen, 
damit die W irtschaftspolitik  
eines Landes nicht seine Zah­
lungsbilanz und seine W ährung 
gefährdet. D er Vertrag g ib t 
nicht nur den Mitgliedsstaaten, 
sondern auch den Organen des 
Gemeinsamen Marktes das 
Recht, einzugreifen, falls es auf 
diesem Gebiet zu Fehlentwick­
lungen kommt.

Es hat den Anschein, daß die 
politische Entscheidung in 
Bundesrepublik zugunsten 
Gemeinsamen Marktes bereits 
gefallen  ist. A llerd ings hat die 
SPD  bis je tz t offengelassen, ob 
ih r die Art, w ie die Einbezie­
hung der überseeischen Gebiete 
erfo lgt, ermöglichen w ird, end­
gü ltig  zuzustimmen. Außerdem 
sind die SPD und die Gewerk­
schaften w en ig befried igt dar­
über, daß die Organe des Ge­
meinsamen Marktes, vor allem 
die Europäische Kommission, 
verhältnismäßig w en ig  V o ll­
machten erhalten. Ih r  wären 
starke zentralistische Organe 
lieber. D er K am pf um den Ge­
meinsamen M arkt w ird  daher 
sicher auch im  kommenden 
W ahlkam pf eine R o lle spielen.



Ernste Warnung aus Goslar -
Wachsende Gefahr der Spaltung — Kaiser vor der Exil-CDU

D T . Goslar (E igenbericht). In  Goslar, auf dem Parte itag  der 
Exil-CD U , warnte Bundesminister Jakob Kaiser nachdrücklich 
davor, die P o litik  um die deutsche W iederverein igung allzu­
sehr in  den Schatten der Bundeswahlen geraten zu lassen. 
Das sei leider schon bisher nicht ganz verm ieden worden, 
sowohl im Streit unserer Parte ien  als auch im  Bereich der 
W e ltp o litik .• Schon aus diesem Grunde äußerte der M in ister 
den Wunsch, daß d er 'W ah lterm in  so früh  w ie  m öglich ange­
setzt werde.

D ie  Exil-CDU, die ihre Jah­
restagung w iederum  dicht an 
der Zonengrenze abhielt, hat es 
.«’'eh zur Aufgabe gesetzt, die 

e Stimme der Zone in 
^^-utschland zu sein. Ih re M it­
g lieder sind zum größten T e ile  
frühere, noch fre i gewählte-Amts- 
trä.ger der legalen CDU der 
Zone und haben w egen  Ihrer 
politischen H altung die Heim at 
verlassen müssen. An der Gos- 
la rer Tagung nahmen auch po­
litische H ä ftlin ge  teil, die in 
den letzten Monaten nach te il­
w eise mehr als zehnjähriger 
Freiheitsberaubung entlassen 
'worden sind, und die nun in  
der Exil-CD U  ihre politische 
A rbeit fortsetzen. Ihre Sprecher 
haben in eindrucksvollen. 'Wor­
ten daran erinnert, daß noch 
vie le ihrer Leidensgefährten auf 
die F reihe it warten und daß 
alles geschehen müsse, um 
auch fü r sie die K erkertore zu 
Öffnen. Der besondere Charak­
ter der Schicksalsgemeinschaft, 
die die M itg lieder der E x il-C D U ’ 
verbindet, hat die natürliche 
Fo lge, daß diese politische 
Gruppe im  B lick auf die Zone die 
A rbeit fü r die W iederverein i­
gung Deutschlands als ihre be­
sondere Aufgabe betrachtet.

i  Diskussionen in  Goslar gin- 
w n um dieses Prob lem  und um 
die Notwendigkeit, die mensch­
lichen Verbindungen zur m ittel­
deutschen Bevölkerung zu inten­
sivieren und die W irklichkeit 
ihres Lebens und des kommu­
nistischen Regim es - überhaupt 
m öglichst sichtbar zu machen.

In  diesem Zusammenhang wies 
Jakob K a iser m it großem Ernst 
auf die Tatsache hin, daß die 
Teilung Deutschlands einer der 
neuralgischen Punkte sei, aus 
dem Unheil entstehen könne, 
wenn er nicht beseitigt werde. 
„"W ir sind deshalb nicht fü r 
eine Beschwichtigungspolitik 
dem Ausland gegenüber. W ir  
sind es unserem Volke w ie  der 
W e lt  schuldig, immer w ieder 
auf diese Gefahren hinzuweisen.

Denn w ir  wissen, daß die 
menschlichen, die kulturellen, 
die politischen und w irtschaft­
lichen Lebensumstände in  der 
Zone so bedrückend sind, daß 
sie eine ständige Explosionsge­
fahr in sich schließen . . . Ich 
sage das nicht, um Gefahren 
an die W and zu malen. Ich 
sage das im  Bewußtsein, daß 
man stets der Unberechenbar­
ke it eingedenk bleiben muß, 
die über einem unterdrückten 
Volle lie g t.“

In  einem eingebenden R efera t 
zum Stand der W iederverein i­
gungspolitik  erklärte der Ge­
schäftsführende Vorsitzende ß e r  
Exil-CDU, Dr. J. B. Gradl, (laß 
es genügend w ichtige Gründe 
gebe, um die Sow jets schließ­
lich doch zu einer radikalen 
Überprüfung ihrer Deutschland­
po litik  zu bewegen:

„1. D ie  Sow jets können au f 
d ie Dauer nicht der F rage  aus- 
weichen, ob fü r  sie d ie Zunei­
gung von einigen Zehntausend 
Funktionären der Sowjetzone 
die Abneigung und Unruhe und 
den wachsenden Groll von 70 
M illionen Deutschen auszuglei­
chen vermag.

2. W enn es rich tig  ist, daß 
die Sowjetunion genauso w ie 
die andere W e lt  den dritten 
W e ltk rieg  vermeiden w ill, dann 
können die Sow jets —  zumal 
nach dem ungarischen E rleb­
nis —  die akute Gefahr der 
deutschen Spaltung fü r den 
Frieden  nicht mehr übersehen.

3. Das heutige M itteldeutsch­
land bleibt fü r die Sow jetpoli­
tik  eine ständige und kostspie­
lige  Belastung wegen des inne­
ren W iderstandes der Bevölke­
rung. M itteldeutschland ist für 
die Sowjets unverdaulich.“

Im  H inblick auf die von der 
Spaltung Deutschlands aus­
gehende Unruhe und Spannung 
erklärte der Redner: „W ir  kön­
nen unsere Menschen in der 
Zone nur anflehen, nicht die 
Geduld zu verlieren. Aber die

W elt, nicht nur die Sowjets, 
sondern die ganze W elt, müs­
sen w ir  m it a ller E indringlich­
keit au f diese Gefahr hinw ei« 
sen.“

Bundespostminister Lem m er 
erklärte unter lebhaftem  B ei­
fa ll, daß die F reihe it W est­
deutschlands vor a llem  deshalb 
bewahrt w erden konnte, w eil 
der politische W iderstand in 
M itteldeutschland und in  Ber­
lin  den W esten vor der öst­
lichen Überflutung bewahrt habe. 
D ie F rage  der W iederverein i­
gung lasse sich nicht mehr von 
der Tagesordnung der W e lt­
politik absetzen. D ie Zeit ar­
beite hier nicht mehr gegen, 
sondern fü r  uns.

A u f der am M ontag folgenden 
A rbeitssitzung des Parteitages 
behandelten der frühere W ir t ­
schaftsm inister von Mecklen­
burg, Dr. Witte,, P ro f. Dr. Ger­
hard Möbus und D iplom -Volks­
w irt M eier die Gefahr der kom­
munistischen Infiltration, F ra ­
gen der sowjetzonalen Ku ltur­
politik und der Planw irtschaft 
Pankows.

Abschließend wurde der lé­
gale Hauptvorstand einstimmig 
bestätigt bzw. gewählt. E r 
setzt sich folgendermaßen zu­
sammen: Jakob K a iser 1. V or­
sitzender, Ernst Lem m er 2. V or­
sitzender, Dr. J. B. Gradl Ge­
schäftsführender Vorsitzender, 
Dr. Heinrich K rone MdB, P ro ­
fessor Dr. Friedensburg, Georg 
Schneider MdB. A ls  Sprecher 
der Landsmannschaften, der 
Frauen- und der Jungen Union 
gehören dem legalen Hauptvor­
stand an: W erner JÖhren, Dr. 
Karlheinz Kaltenborn, Mecklen­
bu rg; W ill i  H eller, Germanus 
Theiß, Brandenburg; Gotthard 
Thümer, Ernst Günther Hass, 
Sachsen; Anton M ille r  MdB, Dr. 
F r itz  Zöffel, Sachsen-Anhalt ; 
Georg Grosse, Hans-Joachim 
Schwarze, Thüringen; H edw ig  
Matuschek, Frieda Laupitz für 
die Frauen und W ill i  österlein, 
Hans-Ulrich Korenke fü r die 
Junge Union.

Neuer Botschafter heim  Vatikan
Bonn (K N A ). D er Vatikan 

hat, w ie das Auswärtige Amt 
bekanntgab, dem Vortragenden 
Legationsrat Dr. Rudolf Graf 
Strachwitz das Agrément als 
Nachfo lger des am 15. Mai in 
den Ruhestand tretenden Bot­
schafters beim H eiligen  Stuhl, 
W o lfgan g  Jänicke, erteilt.



Sowjets lenken ein
Neuer Abrüstungsvorscblag — Erörterung westlicher Plane

London (A P ). D ie  Sow jet­
union liat in der Eröffnungs­
sitzung der Londoner A b ­
rüstungskonferenz einen Plan 
vorge legt, der eine allgem eine 
Abrüstung auf dem Gebiet der 
konventionellen und A tom w af­
fen  bis zum Ende des Jalires 
1959 vorsieht.

D er Plan, der von dem stell­
vertretenden sowjetischen Au­
ßenminister Sorin den w est­
lichen Vertretern  im  Unteraus­
schuß der U N  fü r Abrüstungs­
fragen  unterbreitet wurde, ent­
hält zum erstenmal das sow je­
tische Einverständnis m it der 
Einbeziehung von Raketenw af­
fen  in die allgemeinen A b ­
rüstungsvereinbarungen. sow ie 
gew isse Andeutungen, m ög­
licherweise das Gebiet beider­
seits der ost-westlichen T ren ­
nungslinie in Europa zu erw ei­
tern, das der gegenseitigen 
Luftinspektion unterliegen soll.

A ls bedeutsam ist ferner der 
sowjetische Vorschlag anzu­
sehen, den Beratungen über 
eine Herabsetzung der Tru p­
penstärke einen amerikanischen 
P lan  zugrunde zu legen, wonach 
die Streitkräfte der U SA und 
der Sowjetunion auf je  2,5 M il­
lionen Mann und die G roßbri­

tanniens und Frankreichs auf .je 
750 000 Mann verm indert w er­
den sollen.

Aus Kreisen der Kon ferenz­
teilnehmer verlautet, daß in 
dem sowjetischen P lan  zum er­
stenmal auch keine Propaganda- 
A ngriffe  gegen den W esten ent­
halten sind, die hei früheren A b­
rüstungskonferenzen eine V er­
ständigung zwischen Ost und 
W est erschwert haben. Dem 
Unterausschuß gehören Vertre­
ter der USA, der Sowjetunion, 
Kanadas, Großbritanniens und 
Frankreichs an.

D er Ausschuß, dem insgesamt 
zw ö lf Abrüstungsvorschläge vor­
liegen, w ird  sich auf Em pfeh­
lung des amerikanischen D ele­
g ierten  Stassen zunächst m it 
den technischen Einzelheiten 
einer Rüstungsbegrenzung be­
fassen. D ie Beratungen werden 
voraussichtlich etwa fün f W o ­
chen dauern.

50 km /  st in
Bundestag für Einführung der

Bonn (E igenm eldung). Vom 
1. M ai an soll die Höchstge­
schwindigkeit fü r K ra ftfah r­
zeuge aller A rt innerhalb g e ­
schlossener Ortschaften auf 
50 km/st beschränkt sein, soweit

Aktion Erhards gegen höhere Preise
Erste Erfo lge zeichnen sich ab

Bonn (Eigenm eldung). D ie 
ersten E rfo lge  einer neuen A k ­
tion  des Bundeswirtschaftsm ini­
sters zur Stabilisierung der 
P re ise beginnen sich je tz t  abzu­
zeichnen. A lle  Anzeichen spre­
chen dafür, daß sich die M ar­
kenartikelindustrie in einer A rt 
„S tillha lteabkom m en“ verpflich­
ten w ird, ihre jetz igen  Pre ise 
innerhalb des nächsten Jahres 
nicht zu verändern.

In  unterrichteten Kreisen  w ird  
darauf hingewiesen, daß es zur 
Zeit rund 850 M arkenartikel in 
der Bundesrepublik g ibt. D ie 
L iste  reicht von der Zahnpasta­
tube bis zum Mercedes 300. Ge­
rade die ungeheuer w eite Streu­
ung der M arkenartikel auf allen 
Gebieten des täglichen Bedarfs 
würde einem Stillhalteabkom­
men der Markenartikelindustrie 
m it der Regierung eine große 
Bedeutung geben. P ro f. Erhard 
w ill, wenn er diesen E r fo lg  er­

zielt, auch m it anderen Indu­
striezweigen verhandeln. E r 
kann darauf Hinweisen, daß ein 
großer Bereich der W irtschaft 
fü r die nächste Zeit auf jede 
Preiserhöhung verzichten w ill. 
Dieses Argument könnte auch 
gegenüber den Gewerkschaften 
eine große Ro lle  spielen, die 
bereits angekündigt haben, daß 
sie auf weitere Preiserhöhungen 
m it neuen Lohnforderungen ant­
w orten  wollen.

F ü r  die Markenartikelindu­
strie lieg t möglicherweise ein 
gew isser Anreiz in der Tatsache, 
daß sich der gesamte Industrie­
zw e ig  auf diese W eise als ein 
stabilisierender Faktor auswei- 
sen könnte.

Darüber hinaus w ird  im W ir t­
schaftsministerium an einem 
neuen Zollgesetz gearbeitet, das 
eine allgemeine Ermäßigung der 
Ein fuhrzölle vorsieht.

Lieber Leser!
W ir  wollen gern  wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus­
gabe in der sowjetischen B e­
satzungszone funktioniert. D ie 
Nam en unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der, aber m it Angabe der Num ­
mer der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen an folgende Adres­
se zu schicken:

Herrn E. E e g n i
Berlin-Tem pelliof 1 

M anfred-v.-R iciithofen-Str. 2,

Falls Sie den kleinen TA G  
m it der Post erhalten, entfernen 
Sie bitte Ih re Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rief­
umschlag und schicken Sie ihn 
in  einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r Ihre 
H ilfe .

Orischafien
Gesell windigkeitsbegrenzung
die Straßenverkehrsbehörden 
nicht fü r einzelne Straßen eine 
höhere oder n iedrigere Ge­
schwindigkeit zulassen. Diese 
Bestimmung ist in einem Gesetz 
enthalten, dem der Bundestag 
zugestimmt hat.

Außerhalb geschlossener Ort­
schaften sollen Personenkraft­
wagen, Kom biwagen und M o­
torräder w ie bisher keiner Ge­
schwindigkeitsbegrenzung un­
terliegen. Für Personenkraft­
w agen  m it Anhängern, Koir 
wagen m it Anhängern, Lc 
wagen. Omnibusse m it Gepäck­
anhängern und fü r Sattelkraft­
fahrzeuge w ird  außerhalb von 
Ortschaften eine Höchstge­
schwindigkeit von SO km/st 
festgelegt, fü r Omnibusse m it 
sonstigen Anhängern sowie fü r 
andere Fahrzeuge mit Anhän­
gern eine Höchstgeschwindig­
keit von 60 km/st. Das Gesetz 
bedarf noch der Zustimmung 
des Bundesrats.

E in  Vorschlag des Bundesver­
kehrsministers, daß die Bundes­
regierung die Ermächtigung er­
halten sollte, Rechtsordnungen 
über Höchstgeschwindigkeiten 
au f Straßen zu erlassen, wurde 
vom  Bundestag fast einmütig 
abgelehnt,



So sind sie wirklich i

Düsenjäger im Musterkatalog
E ine der Hauptpersonen bei 

der Abfassung des jüngsten 
Pankower „Truppenvertrages“ 
w ar ein 37jähriger ehemaliger 
FDJ-Funktionär m it den Gene­
ralsstreifen an der graublauen 
H ose der Lu ftstre itk rä fte der 
„Nationalen Volksarmee“ : Heinz 
Keß ler, Generalleutnant und 
Chef der sowjetzonalen L u ft­
waffe, die in den letzten M o­
naten w ie  m it Zauberhand aus 

\ N ichts geholt an den m it- 
„ deutschen H im m el gestiegen 
ist . . .

K eß ler ist der Prototyp  des 
jungen kommunistischen Gene­
rals. Seine K arriere ist beispiel­
los. Geboren* 1920 in Chemnitz, 
wurde er bereits als Achtjähri­
ge r  M itg lied  des Komm unisti­
schen Pionierverbandes. Der 
Vater w ar ein m ittlerer K P -  
Funktionär, die M utter arbei­
tete in der „Roten  H ilfe “ . W äh­
rend der Nazizeit erlernte K eß ­
le r  den Beruf eines Maschinen­
schlossers, die E ltern kamen 
beide ins KZ.

Überläufer N r. 3
1939 wurde K eß ler Soldat, 

machte den Frankreich-Feldzug 
m it und wurde dann nach Polen 
kommandiert. Als von Po len  her 
der große A n griff H itlers auf 
die Sowjetunion begann, wartete 
die Moskauer Parte i enttäuscht 
au f das Gros der überlaufenden 
deutschen Kommunisten. H atte 
nun die jahrelange A n tisow jet­
propaganda gew irk t oder waren 
'’ ■‘ e deutschen Kommunisten 

’le ich t doch etwas besser 
^oer die Verhältnisse im R e i­
che Stalins in fo rm iert' —  es 
kamen nicht mehr als ein hal­
bes Hundert, die gebührend ge­
fe iert wurden. M it ihnen stärkte 
die Sowjetpropaganda die H o ff­
nung auf eine, starke —  im  
Rücken der deutschen- Truppen 
operierende —  W iderstandsbe­
wegung. D ie sie zum T e il selbst 
an die Gestapo verraten hatte . . .

K eß ler w ar der Überläufer 
N r. 3. E r  kam ins „National­
komitee F reies Deutschland“ , 
dozierte in Umschulungslagern 
fü r deutsche Offiziere und ar­
beitete als Rundfunksprecher 
an der Front. 1945 kehrte er mit 
der Roten Armee in die Heimat 
zurück r Im -R ange eines U nter­
leutnants der Pioniertruppen.

HEINZ KESSLER
Keß ler ha lf die Jugendaus­

schüsse aufbauen, aus denen 
man später die kommunistische 
Staatsjugend rekrutierte. Im  
FDJ-Zentralrat spielte er eine 
entscheidende Ro lle  bei der 
Umwandlung des Verbandes in 
eine uniform ierte und m ilitante 
Organisation.

Im  Novem ber 1946 wurde 
K eß ler Stadtverordneter der 
SED fü r Ostberlin. Es w ar nach 
der W ahlniederlage. K eß ler 
sollte damals eine W ohnung im 
F landernviertel im Prenzlauer 
B erg  bekommen. E r  lehnte ab: 
„M orgen wohnen w ir  ohnehin in 
W annsee! Laß t uns noch ein 
bißchen warten . . 1947 war
er L izenzträger und 1. V orsit­
zender der FD J  Berlin, nach 
dem I I .  Parlam ent Pfingsten 
1947 wurde er in den Zentralrat 
gewählt. A ls M itg lied  der ersten 
FD J-D elegation  g in g  er nach 
Moskau, nach seiner Rückkehr 
betä tigte er sich als In itia tor 
jen er beschämenden Tumulte 
vo r dem .Ostberliner Stadthaus, 
die den Auszug der fre ien  
Volksvertretung in das Schöne­
berger Rathaus zur F o lge  hat­
ten. K eß ler führte die R o ll­
kommandos an, die das Stadt­
haus stürmten und scheute sich 
nicht, selbst auf politische Geg­
ner einzuschlagen . . .

Die neue „Lu ftw a ffe “
Im  M ai 1949 wurde K eß ler 

FD J-D elegierter zum „Deut­
schen Volkskongreß“ , dem V or­
läufer der Zonenregierung. 
Dann Sekretär des FD J-Zentral- 
rates fü r A rbeit und Sozialfra­
gen. Im  Dezember 1949 über­
brachte er Stalin die Geburts­
tagsglückwünsche der „deut­
schen Jugend“ . Im  M ai 1950 
führe er eine FD J-D elegation 
zu den Moskauer Feierlich­
keiten.

N u r w enige wußten, was 
K eß ler damals abseits seiner 
Berufung fü r Besprechungen 
m it O ffizieren der Sowjetarmee 
•führen mußte. N ur —  man 
horchte auf, als er im  März 
1950 M itg lied  des SED-Partei- 
vorstandes und v ier Monate 
später M itg lied  des SED-Zen- 
tralkomitees wurde. Im  Zentral­

rat der F D J  bildete sich 2U die­
ser Zeit eine „Abteilung Segel- 
flug und M odellbau“ , die die 
K ader fü r eine spätere L u ft ­
w affe zu stellen hatte. Längst 
w ar K eß ler m it unbekanntem 
Ziel verschwunden, die E in ge­
weihten munkelten: „D er w ird  
F liegergen era l!“ Das w ar .zu 
Zeiten des sogenannten „Aero- 
Clubs“ , der Tarninstitution fü r 
den Aufbau sow jetzonaler L u ft­
streitkräfte. Man vergesse nicht : 
1950 . . .!

Wenn man K eß ler ein -Jahr 
später ironisch frag te : „W o
hast du denn deine F lugzeu ge?“ 
dann pflegte er lächelnd ein 
Buch aus der Schublade seines 
Schreibtisches zu ziehen: „H ier  
hab ich sie, im  M usterkatalog! 
Da sind sie warm  und sicher 
und rosten n ich t!“ Es w ar das 
Typenbuch der Sow jetlu ftwaffe 
m it dem damals noch bewun­
derten Düsenjäger M IG  15, den 
Keßler, w ie er vielsagönd m ein­
te, „kürzlich in Moskau mal 
fliegen durfte . . .“

Plötzlich waren sie da , . .
A ber noch vergingen ein ige 

Jahre, ehe die Kennzeichen so­
w jetzonaler Lu ftstre itk rä fte an 
Sowjetflugzeugen prangen durf­
ten. P lötzlich  aber waren sie 
da, die Maschinen der „N a tio ­
nalen Volksarmee“ ,, am Zonen- 
H immel. P iloten, jahrelang auf 
Sow jetflugplätzen geschult und 
zum T e il in Sowjetuniform en 
bei der Besatzungsmacht g e ­
dient, flogen Düsenjäger und 
Transporter. V ie le  hatten noch 
w en ige Jahre zuvor bei der 
„Abteilung Segelflug und M o­
dellbau“ des FDJ-Zentralrates 
Modellbogen geklebt.

Heute ist K eß ler unbestritte­
ner Chef der Zonenluftwaffe, ein 
General von Moskaus Gnaden, 
dem die Sowjets das Kostbarste 
anvertrauen, -was sie auf diesem 
Sektor> besitzen : Düsenjäger
modernster Bauart, Radarsta­
tionen und — Raketen waffen 
fü r den Lufteinsatz. Der „M u­
sterkatalog“ von 1951 ist auf­
geklappt: F ü r jeden sichtbar 
hängen die Proben am m ittel­
deutschen Himmel. Und Keßler, 
der „G renzgänger“ von 1941, 
paßt auf, daß keine dieser 
•MIG 15 oder M IG  17 auf die zu 
w eite Reise geht . .  a



Polens Kommunisten gegen Ulbricht
Jungkommunisten fordern Sckutz gegen Diffamierungen

Seit Jahresbeginn ist die SED bemüht, die wahren Bezie­
hungen zwischen der Sow jetzonenpariei und den polnischen 
Kommunisten vor der Bevölkerung geheimzuhalten. Unverges­
sen sind d ie schweren Auseinandersetzungen geblieben, d ie im 
letzten Oktober die Position  Ulbrichts beachtlich gefährdeten 
und den tiefen  R iß  aufzeigten, der unsichtbar längs der Oder- 
N eiße-L in ie  verläu ft. W er sieh darüber näher inform ieren 
w ollte , mußte eine seltsame Feststellung machen: Polnische 
Zeitungen sind seit Januar in der Zone M angelware gew orden!
U nter dem Vorwand, die Be­

zieherzahlen seien stark zurück­
gegangen, hat der volkseigene 
Postzeitungsvertrieb teilweise 
mehr als 70 Prozen t der b is­
herigen Abonnements gekün­
digt. Verschiedene Zeitungen, 
die b is zum H erbst an jedem  
größeren K iosk  erhältlich w a­
ren, bekommt man heute nicht 
einmal mehr auf dem Ostbahn­
ho f oder dem F lugp latz Schöne­
feld.

W a r u m  s o  g e h e i m n i s v o l l ?
W as steht denn nun in diesen 

Zeitungen geschrieben, daß man 
sie vor der deutschen Bevölke­
rung verstecken muß? Erstens: 
E in  großer T e il der polnischen 
Presse fordert U lbricht unver­
blümt auf, seine gehässigen 
Ausfälle gegen das „polnische 
Experim ent“  einzustellen. Po len  
w olle  seinen eigenen W e g  ge­
hen und — die Sowjetzonen­
partei sei selber schuld, wenn 
sie nach den Lehren  des letzten 
halben Jahres noch einen U l­
bricht und „eine ganze Kohorte 
hartgesottener Stalinisten“ an 
ihrer Spitze dulde. Der „Sztan- 
dar M lodych“ , die polnische 
„Junge W e lt“ etwa, fordert das 
Parteiorgan  „Trybuna Ludu“ 
auf, Polens Jungkommunisten 
gegen  A ngriffe  aus der Sow jet­
zone in Schutz zu nehmen.

D er Harich-Prozeß und seine 
auffallend antipolnischen Ten ­
denzen haben dazu geführt, daß 
die polnischen Staatsgewerk- 
schaften und das Warschauer 
M inisterium  fü r Volksbildung 
verschiedenen Studienkommis­
sionen von einer Reise durch 
die Zone abgeraten haben. Eine 
polnische Schriftstellernach­
wuchs-Delegation teilte der FD  J 
in  einem Schreiben m it, sie sehe 
sich gezwungen, die bereits an­
genommene Einladung zurück­
zuweisen, da sich „polnische 
Jungkommunisten nicht in  D is­
kussionen ziehen lassen möch­
ten, w ie sie der Genosse U l­
bricht gegenw ärtig  über Po len

führe“ . Andere junge polnische 
■Journalisten sprachen in W est­
berlin  und der Bundesrepublik 
während einer Studienreise mit 
großer Erb itterung über die 
überhebliche und schulmeister­
liche Behandlung, die ihnen bei 
Empfängen in der deutschen 
Sowjetzone zugefügt worden sei. 
E iner dieser jungen Menschen 
sprach vernünftige und um 
Verständnis ringende W orte 
über den Sender „Freies B erlin “ . 
W i e  i n  J u g o s l a w i e n  

Nim m t man die Konsequenzen 
einer solchen Entw icklung — 
und es ist eine Entwicklung zur 
Verschärfung hin — , lieg t das 
Beispiel Jugoslawien au f der 
Hand. W ie  in Jugoslawien be­
gann es auch in  Polen. M it 
dem ersten Augenblick einer 
Unabhängigkeitsbewegung von 
Sowjetrußland wurden sowohl 
die Jugoslawen als auch die 
Po len  m it wütenden Angriffen  
aus der Sowjetzonenpartei be-

W as aber fo lg t  daraus? D ie 
Po len  sähen heute lieber ein 
w iederverein igtes Deutschland 
unter einer Regierung, m it der 
man vernünftige Sicherheitsver­
träge schließen und notfalls 
auch andere D inge regeln kann, 
als eine starke „Deutsche D e­
mokratische Republik“ . Der 
Pankower Truppenvertrag hat 
das Mißtrauen gegen das Zonen­
regim e verstärkt. D ie einfachen 
polnischen Menschen fürchten 
heute keine westdeutschen oder 
NATO-D ivisionen , sondern die 
Truppen der „Nationalen Volks­
armee“ , die eines Tages event- 
tuell gemeinsam mit der So­
w jetarm ee die Oder überschrei­
ten könnten, um — w ie  in  Un­
garn —  „Ruhe und Ordnung“ 
wiederherzustellen.

W er jetzt Teilnehmer kommu­
nistischer Konferenzen und V er­
anstaltungen internationaleren

SSD, herhören!
Der kleine TA G  w ird ver­

sandt und verteilt ohne 
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, die W ahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird , kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeistf 
amt oder bei seiner Biens, 
steile abgeben. Übrigens 

1 w ird  er auch dort gern 
gelesen.
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dacht. D ie  SED gebärdete sich 
ze itw e ilig  stalinistischer als Sta­
lin  selbst. M it T ito  lebte sie 
noch in  Feindschaft, als dieser 
bereits in  Moskau Triumphe fe i­
erte, und sie hat ihm bis heute 
nicht den Mut zur eigenen M ei­
nung verziehen.

Charakters ist, w ird  leicht fest­
stellen können, daß die polni­
schen Genossen dabei immer 
rarer und immer schweigsamer 
werden. Sie haben Grund s*-- 
nug, der SED allmählich 
Rücken zu kehren. Und im  g l i ­
chen Atem zug kehrt auch in 
Po len  die Besinnung ein: N ur 
ein w iederverein igtes Deutsch­
land bietet auf die Dauer jene 
Garantien, die Po len  verständ­
licherweise in der Hand haben 
möchte, um in  Frieden  zu ar­
beiten und zu leben . . .

US-Atomreaktor 
für Deutschland

'Washington (D PA ). D ie US- 
Atom energie-Kom mission hat 
die L izenz fü r den Export eines 
Atom forsehungs-Reaktors in die 
Bundesrepublik erteilt. Der 
1000-Kilowatt-Reaktor soll in 
München aufgestellt werden.

Treppen vertrag verstärkte Mißtrauen



Das Abkommen in Ostberl in
D T. W as die Stationierung 

der Sow jettruppen in  der Zone 
bedeutet, bedarf nicht erst eines 
offiziellen  Kommuniques m it 
den üblichen Behauptungen von 
^abs ich tig ten  Aggressionen .des 

tlichen Imperialismus. D ie 
^^nenmachthaber sind in einer 
schwierigen Situation. Sie sind 
stets ängstlich um Schutz be­
müht, m it dem Verbleiben der 
Sowjettruppen ehrlich zu frie­
den, doch andererseits paßt das 
schlecht in  ihre lockende Neu ­
tralisierungspolitik  und in  ihr 
Selbstbewußtsein, m it der e ig e ­
nen Volksarmee die „A rbeiter­
and Bauernmacht“ wirksam  
schützen zu können.

Gromyko und Schukow kamen 
nach Ostberlin, um nicht nur 
der Zone, sondern dem ganzen 
Ostblock kiarzumachen, w er die 
tatsächliche Macht an der äu­
ßersten W estgrenze des kom­
munistischen Bereichs ausübt. 
D iese unübersehbare Demon­

stration richtet sich zunächst 
gegen Polen. G leichzeitig jedoch 
engagiert sich Moskau in  der 
angeblich souveränen Zone und 
g ib t damit unübersehbar zu­
mindest auch eine hohe M itver­
antwortung zu erkennen, die es 
in diesem Mitteldeutschland, 
diesem Standortgebiet seiner 
Truppen, trägt. D ie  Funktio­
näre in Pankow  fühlen, w ie sie 
dadurch in  den H intergrund ge ­
drängt w erden und w ie  w en ig 
dieses Truppenabkommen zu 
ihrer Anerkennung beiträgt. 
W as als „R ea litä t“  anerkannt 
werden muß, ist die m ilitärisch 
unterbaute Gewalt Moskaus in 
der Zone. Und von h ier aus läßt 
sich auch keinerlei Paralle le zu 
den westdeutschen Verhältnis­
sen ziehen, wo die Truppen der 
verschiedensten verbündeten 
Länder stehen, nicht aber nur 
die einer einzigen Vor-Macht, 
die m ilitärisch w ie  politisch und 
sogar ideologisch den Führungs­

anspruch erhebt, den man auch 
immer in  Pankow  devot be fr ie­
digt. Es fiel auf, daß sowohl 
Schukow und Gromyko als vor 
a llem  auch U lbricht, Grotewohl 
und Stoph gestern keine allzu 
freundlichen Gesichter machten. 
Sie wußten warum.

Brentano in Australien
Canberra (AP/D PA ). Bundes­

außenminister von Brentano hat 
in  Canberra seine Besprechun­
gen m it australischen M inistern 
über gemeinsame F ragen  der 
Bundesrepublik und Australiens 
begonnen. E r  sprach zunächst 
m it M inisterpräsident Menzies 
und Außenminister Casey über 
F ragen  der W iederverein igung 
und weltpolitische Problem e, 
dann m it Handelsm inister 
M cEwen über Handels- und 
Einwanderungsfragen und P ro ­
bleme des geplanten Gemein­
samen Marktes fü r Europa. E r 
w ies dabei die australischen Be­
denken zurück, daß der euro­
päische M arkt zu einer euro­
päischen Autarkie fübren könnte.



BILDER DER WOCHE: Oben: Seilbahn über den Rhein für die Bundesgartenschau. Aus 

dieser luftigen Höhe kann man jetzt in aller Ruhe die Landschaft bei Köln genießen. —■ 

Unten: Freudiges Wiedersehen in Bonn: Bei der Rückkehr vom Urlaub wird der Kanzler 

von seiner Enkelin Monika stürmisch begrüßt.


